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^ geht nicht um Geschenke, 
andern um nationale Solidarität 
j^Uianz für Deutschland" begrüßt 
^egierungserklärung des Bundeskanzlers 
De 

Cbristlich-Demokratische Union 
Uplands (CDU) in der DDR, der 
beuf

okratische Aufbruch (DA) und die 
einer   

he Sozia,e Union (DSU) haben in 
Heg. Steinsamen Stellungnahme zur 
KoKieJ[Ull8serklärung von Bundeskanzler 
ru„ ' gegrüßt, daß sich die Bundesregie- 
^hln,cht auf kurzfristige Hilfsmaß- 
bot ?en beschränkt, sondern am Ange- 
öj   

er Währungsunion festhält. 
schen 

ea'isierung dieser außergewöhnlichen politi- 
^di ?tscne'dung ^ann endlich das Signal sein, 
§ehenl? Menschen davon abhält, in den Westen zu 
leien   ' "

e|ßt es in einer Erklärung der drei Par- 
stän(jj !eK

S'c^ zur »Allianz für Deutschland" ver- 
-  §l haben. „In dieser großen Stunde unseres ^kße  "*" *"*""" ©»vwv»i uiuiiuv uiiavivo 

s°nder     
l es nicnt um Geschenke und Kredite, 

^hrü
n Um einen Akt nationaler Solidarität. Die 

gsunion und die Verwirklichung der recht- 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Serer heutigen Ausgabe finden unsere Leser im grünen Teil eine 

j»erja(l
rre<*e' d'e *"r alle diejenigen CDU-Mandats- und Funktionsträger 

Cnt ist, die im DDR-Wahlkampf eine Rede zu halten haben. 
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Helmut Kohl vor dem Bundestag 

Deutsche Frage kann nur unter einem 
europäischen Dach gelöst werden 
Bundeskanzler Helmut Kohl gab in 
der 197. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 15. Februar 1990 über 
seine Gespräche mit Generalsekretär 
Gorbatschow in Moskau und mit 
Ministerpräsident Modrow in Bonn 
eine Erklärung der Bundesregierung 
ab. Hier auszugsweise einige Passagen 
aus der Rede: 
Noch nie, seit unser Land geteilt, noch 
nie, seit unser Grundgesetz geschrieben 
wurde, sind wir unserem Ziel, der Einheit 
aller Deutschen in Freiheit, so nahe 
gekommen wie heute. 
Am vergangenen Samstag wurden in 
Moskau in den Gesprächen mit General- 

(Fortsetzung von Seite 1) 
liehen Voraussetzungen für die Soziale 
Marktwirtschaft bilden das Fundament 
für eine rasche, wirtschaftliche Gesun- 
dung und Sicherung des Sozialsystems in 
unserem Teil Deutschlands. Die Wäh- 
rungsunion ist unerläßlich, um auch die 
Sozialunion zu erreichen." 
Moskau und Ottawa seien die Orte, an 
denen in den letzten Tagen Entscheiden- 
des für den Prozeß der deutschen Vereini- 
gung formuliert und vereinbart worden 
sei. „Man hat Übereinstimmung erzielt, 
daß die Vereinigung in einen stabilen 
europäischen Rahmen eingebettet sein 
und bleiben muß. Auf nationalistische 
Alleingänge oder deutsche Sonderwege 
muß verzichtet werden. Bei aller Freude 
über die Vereinigung unseres Volkes dür- 
fen wir unsere Nachbarn nicht verges- 
sen." • 

sekretär Gorbatschow die Weichen 
gestellt. Das Ergebnis dieser entscheid 
den Begegnung lautet: 
„ Generalsekretär Gorbatschow stellte J 
— und der Kanzler stimmte ihm zu ""'-^ 
daß es jetzt zwischen der UdSSR, der» 
desrepublik Deutschland und der DD " ^ 
keine Meinungsverschiedenheiten da*11 

gibt, daß die Deutschen selbst die Frtä 
der Einheit der deutschen Nation lÖsen 

und selbst ihre Wahl treffen müssen,in 

welchen staatlichen Formen, in welche   , 
Fristen, mit welchem Tempo und unter 
chen Bedingungen sie diese Einheit ve 
wirklichen werden."(TASS, 11. Febma 

1990) 
Wir schulden Dank an alle, die zu nie 

geschichtlichen Wende beigetragen 
haben. Unser Dank gebührt in erster 
Linie unseren Freunden und Verbüfl 
ten im Westen. 

Sie haben zu uns gehalten in Zeiten 
Kleinmuts, als selbst hierzulande n^^jl 
eher das Grundgesetz ändern wollte 
es angeblich eine „Lebenslüge diese 
Republik" festschrieb. 

Wir danken Generalsekretär Micb*1^ 
Gorbatschow, der zusammen mit de^s 

greifenden Umgestaltung seines J-^gjn* 
auch die sowjetische Außenpolitik >j|t 
neue Richtung lenkte und neue Dy 
und neues Denken vorgab. 

Wir danken in dieser Stunde auch 
Polen und den Ungarn, den Tschec   ^ 
und den Slowaken, die mit tiefgre,r ^ 
Reformen in Politik, in Wirtschaft "e 

Gesellschaft vorangegangen sind-    .^ 
ihr Beispiel wären die jüngsten En 
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Hen 
sen. 
Ni 

in der DDR nicht möglich gewe- 

Dan, Zu,etzt schulden wir herzlichen 
den w

Unseren Landsleuten in der DDR: 
\%1enschen in Berlin, in Leipzig, in 
\     'in Ha,,e'in Chemnitz und in 
das y

n;die mit ihren Parolen „Wir sind 
als a]]    " und »wir sind ein Volk" mehr 
Cna 

e anderen getan haben, um diese 
Ce für Deutschland zu erringen. 

eralsekretär Gorbatschow und ich 
«nstJ? Uns einig, daß den am 18. März 
Schif   nden Volkskammer-Wahlen 
aHst 

Ang Sse'Dedeutung zukommen wird. 
dene

es,chts der Wahlprogramme, mit 
"nd * die klare Mehrheit aller Parteien 

r 

tigen — und der Generalsekretär 

uiidp <ue ivienrneit aner rarteien 
konn:

ruPPierungen in der DDR antritt, 
°nnt bekr 

e Jch meine feste Überzeugung 
nat(j   ' 
SroöL °? nieht widersprochen —, daß das 
detn Z118 dieser Wahl nicht nur eine 
hoff   ratisch legitimierte und, wie wir 
\d n' nandlungsfähige Regierung sein 
8ra,J s°ndern auch ein Regierungspro- 
^ld?-mit dem klaren Ziel: „Einheit so 

Wle möglich!" 
Mit d 
e'n'ß H** 

Generalsekretär war ich mir 
^ahi  aß nicht nur Wahlkampfund 
^Össe n 'n 8eordneten Bahnen verlaufen 
*eß dg11' Sondern auch darin, daß der Pro- 
PaiSc,r Einigung in einen stabilen euro- 
%$ j^n Rahmen eingebettet bleiben 
^s^jUr auf diesen beiden Gleisen kann 
\J; der deutschen Einheit sicher 
.     nt Werden. 

11 de 
ö,e. 

n Porten Konrad Adenauers 
«"IM..-.,        _ 

nur unter einem VS***' Frage kann 
hak •      en Dach gelöst werden. 
HijSl Verdeutlicht, daß die Bundesre- 
^tj0n ^

eutschland von Anfang an auf 
\ s

a,,stische Alleingänge oder deut- 
v    °nderwege verzichtet hat. 

r hak 
^8es      

vielmehr von Anfang an dar- 
etzt, die Trennung des eigenen 

Landes zusammen mit der Teilung Euro- 
pas insgesamt zu überwinden. 
Ich habe deshalb in meinen 10 Punkten 
davon gesprochen, daß die Architektur 
des künftigen Deutschlands in die Archi- 
tektur des künftigen Europas einzupassen 
ist. Wir müssen neue, übergreifende 
Sicherheitsstrukturen aufbauen. 
Das heißt für uns Deutsche: 
• Wir achten die berechtigten Sicher- 
heitsinteressen aller europäischen Län- 
der, gerade auch der Sowjetunion und 
• wir respektieren die Sicherheitsbedürf- 
nisse und die Gefühle aller Europäer, in 
Sonderheit unserer Nachbarn. 

Unter diesen Leitmotiven haben General- 
sekretär Gorbatschow und ich — sowie 
Bundesminister Genscher und Außenmi- 
nister Schewardnadse — die wohl 
schwierigste Frage angesprochen, die 
Zukunft der Bündnisse. Ich habe meine 
Überzeugung ausgedrückt, daß auch bei 
vernünftiger Würdigung der Sicherheits- 
interessen der Sowjetunion ein künftiges 
geeintes Deutschland 
• nicht neutralisiert oder demilitarisiert 
werden darf — dies ist, kurz gesagt, altes 
Denken, 
• sondern ins westliche Bündnis einge- 
bunden bleiben soll. 

Die Geschichte gerade dieses Jahrhun- 
derts zeigt: Nichts ist der Stabilität Euro- 
pas abträglicher als ein zwischen zwei 
Welten, zwischen West und Ost schwan- 
kendes Deutschland. 

Und umgekehrt gilt: Deutschland im 
festen Bündnis mit freiheitlichen Demo- 
kratien und in zunehmender politischer 
und wirtschaftlicher Integration in der 
Europäischen Gemeinschaft ist der uner- 
läßliche Stabilitätsfaktor, den Europa 
gerade auch in seiner Mitte braucht. 
Ich habe zu diesem Thema klargestellt, 
• daß unser Bündnis sich entsprechend 
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seiner Zielsetzung verstärkt auf seine 
politische Rolle konzentrieren muß und 
• daß keine Einheiten und Einrichtungen 
des westlichen Bündnisses auf das heu- 
tige Gebiet der DDR vorgeschoben wer- 
den. 
Ich weiß mich in dieser Zielrichtung mit 
Präsident Bush einig. 
Generalsekretär Gorbatschow und ich 
waren uns einig, daß jeder Anschein ver- 
mieden werden muß, daß Deutsche und 
Sowjets für andere Europäer sprechen — 
und schon gar nicht hinter deren Rücken 
oder über deren Köpfe hinweg. Es kann 
deshalb nur darum gehen, im Gespräch 
mit allen Beteiligten tragfähige Lösungen 
zu finden. 
Zu den berechtigten Interessen, die wir 
Deutschen achten wollen, gehören selbst- 
verständlich auch die besonderen Rechte 

und Verpflichtungen der Sowjetunion» 
der USA, Großbritanniens und Frank' 
reichs für Berlin und für Deutschland a 

Ganzes. 
Nach den Beratungen der Außenmin'5 

in Ottawa, über die gleich anschließen 

der Bundesminister des Auswärtigen 
berichten wird, zeichnet sich folgender 
Weg ab: 

Nach den Wahlen am 18. März werden 
die Bundesregierung und eine demok' 
tisch legitimierte Regierung der DD^ 
über den Weg der Deutschen zu ihrer 
Einheit sprechen. Wir Deutschen wef ^. 
uns dann mit den Amerikanern, den »> 
ten, den Franzosen und den Sowjets übef 

die äußeren Aspekte der Schaffung de 
deutschen Einheit einschließlich der 
Sicherheitsfragen der Nachbarstaaten 
verständigen. 

Auf unsere Solidarität können 
die Mitbürger in der DDR rechnen 
Die Gespräche mit Ministerpräsident 
Modrow und seiner Delegation fanden in 
einer sachlichen und sehr offenen 
Atmosphäre statt. Es kam uns darauf an, 
Hoffnungszeichen für die Menschen in 
der DDR zu setzen. 

Die Lage hat sich deutlich zugespitzt. Die 
politischen Parteien und Gruppierungen 
in der DDR am sogenannten Runden 
Tisch haben der Bundesregierung für das 
Gespräch zwischen dem Ministerpräsi- 
denten und mir ein Positionspapier über- 
mittelt, in dem sie von einer „Lage" spra- 
chen, „die durch rasche Destabilisierung 
gekennzeichnet ist". 

Für uns werden die zunehmenden Pro- 
bleme insbesondere durch den anhaltend 
großen Zustrom von Übersiedlern deut- 
lich: Ihre Zahl belief sich 1989 auf insge- 
samt rund 340000. Seit Jahresbeginn, also 
in wenigen Wochen, sind rund 85000 hin- 

zugekommen. Wenn sich dieser Zusf   . 
in diesem Monat fortsetzt, werden W 
Monatsende über 100000 Übersiedler, 
haben. Ich will das noch einmal im °e 

spiel verdeutlichen: Das entspricht de 
Einwohnerzahl der Stadt Dessau. 

Deswegen habe ich in den Gespräche 
mit Ministerpräsident Modrow und ^   .g 

ner Delegation unsere wiederholt ei* 
Bereitschaft hervorgehoben, kurzfns ^ 
dort zu helfen, wo dies insbesondere 
humanitären Gründen dringlich und 
wendig ist. 

Entsprechende Unterstützungsmaßn^ . 
men enthält der Nachtragshaushalt 
Ich nenne die Stichworte Devisenfon 
ERP-Kreditprogramm, Schulung un<* 
Technologietransfer, Umweltschutz»    .^ 
besserung der Verkehrswege und Hi 
Bereich der medizinischen Ausrüstu 
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öber ^
mt geht es um einen Betrag von 

E. r5 Milliarden DM. 
reic^e,e,tet worden ist ferner ein umfang- 
tw e^Pr°gramm technischer Zusam- 
p°st n-eit und konkreter Hi,fe durch die 

Mjnj   ie Postpauschale wurde auf 300 
den ?

nen DM erhöht. Sie wird voll für 
lusbau des Telefonnetzes der DDR verw 

Ö endet. 

das ft
lT(i. noch in diesem Jahr — ich halte 

sPürKr ein wichtiges Zeichen — zu einer 
gen -j .ren Verbesserung des beiderseiti- 

elefonverkehrs führen. 
di«s läßt 

All 
klar erkennen: Wir sind ereit 

• uns für die Menschen in der DDR *Üeil - --»   U1V  1T1VU3VI16U  111 U6I   ULJP. 

k'eib   8,eren' damit sie in ihrer Heimat 
gen w-n Und dort den dringend notwendi- 
gestai!rtscftartlichen Wiederaufbau mit- 

Kh       • 
Scbfj. lr gehen einen entscheidenden 
deni x.Weiter: Ich habe Ministerpräsi- 
sof0r^°drow das Angebot unterbreitet, 
eir>er ty~ Vernand'ungen zur Schaffung 
lie. :,ns   

anningsunion und Wirtschaftsge- 
kj       ft aufzunehmen. 
dies„   eiten sind übereingekommen, zu 
S'°1 z u.Weck eme gemeinsame Kommis- 
Üch uU "i,den, die ihre Arbeit unverzüg- 
u   °

e»nnt. 

ki.^gebot besteht im Kern aus zwei 
b<is A!   

utet unser Angebot konkret? 
feiie 

ngeDot besteht im Kern aus zwei 

r öhp    emem Stichtag wird die Mark 
k^r k1 s Währungseinheit und 
^Mai    s Zahlungsmittel durch die 
>   ar* ersetzt. 

^ d'S: ^eit8,eich müssen von der 
Neb'6 notwe"digen rechtlichen *' 
^ia. Un8en für die Einführung eil 

notwendigen rechtlichen Vor- 
igen für die Einführung einer 

\    n Marktwirtschaft geschaffen wer- 

&erUne em?nte stehen für die Bundesre- 
\hatln einem unauflösbaren Zusam- lang. 

Ich füge hinzu: Politisch und ökono- 
misch bedeutet dieses Angebot der Bun- 
desregierung, daß wir bereit sind, auf 
ungewöhnliche Ereignisse und Heraus- 
forderungen in der DDR unsererseits mit 
einer ungewöhnlichen Antwort zu reagie- 
ren. 
Die krisenhafte Zuspitzung der Lage in 
der DDR macht mutige Antworten erfor- 
derlich. Politische und gesellschaftliche 
Umwälzungen haben zu einer dramati- 
schen Verkürzung des Zeithorizonts 
geführt, so daß für — wie auch immer 
definierte und auch ökonomisch begrün- 
dete — Stufenpläne aus meiner Sicht die 
Voraussetzungen entfallen sind. 
In einer solchen Situation geht es um 
mehr als um Ökonomie, so wichtig Öko- 
nomie ist. Es geht jetzt darum, ein klares 
Signal der Hoffnung und der Ermutigung 
für die Menschen in der DDR zu setzen. 
Deswegen und nur deswegen haben wir 
in dieser konkreten Situation die in der 
Tat historisch zu nennende Entscheidung 
getroffen, der DDR jetzt das Angebot 
einer Währungsunion und Wirtschaftsge- 
meinschaft zu machen — ein Angebot, 
für das es kein vergleichbares Beispiel 
gibt. 
Für die Bundesrepublik Deutschland — 
das sage ich auch ganz bewußt an die 
Adresse der Kritiker in der DDR, von 
denen ja nicht wenige Hauptverantwor- 
tung dafür tragen, daß die DDR in diese 
katastrophale Lage gekommen ist — 
bedeutet das, daß wir damit unseren 
stärksten wirtschaftlichen Aktivposten 
einbringen: die Deutsche Mark. 
Wir beteiligen so die Landsleute in der 
DDR ganz unmittelbar und direkt an 
dem, was die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland in jahrzehntelanger beharrli- 
cher Arbeit aufgebaut und erreicht 
haben. 
Damit werden Startbedingungen geschaf- 
fen, die eine rasche Verbesserung des 
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Lebensstandards der Bürger in der DDR 
ermöglichen. 
Denn die D-Mark — eine der härtesten, 
stabilsten und allgemein akzeptierten 
Währungen der Welt — ist das Funda- 
ment unseres Wohlstandes und unserer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 
Entscheidend ist es, dieses Fundament im 
beiderseitigen Interesse auch künftig trag- 
fähig zu halten. 
Die Währungsunion macht deshalb nur 
dann Sinn, wenn in der DDR unverzüg- 
lich umfassende marktwirtschaftliche 
Reformen durchgeführt werden. Hier 
handelt es sich um zwei Seiten ein und 
derselben Entwicklung, die parallel und 
eng verzahnt miteinander vorangetrieben 
werden müssen. 
Es geht konkret 
• um eine umfassende Bestandsauf- 
nahme finanzieller Daten und Fakten. 
Ich füge hinzu: Das, was die Delegation 
von Herrn Ministerpräsident Modrow 
hierzu in Bonn an Zahlen vorgetragen 
hat, ist dafür in keiner Weise ausrei- 
chend. 
• Es geht um die Sicherung der bewähr- 
ten Stabilitätspolitik der Deutschen Bun- 
desbank für das dann gemeinsame Wäh- 
rungsgebiet. 
• Es geht um die überzeugende und 
zügige Durchführung der angekündigten 
Wirtschaftsreformen mit den Stichworten 
Gewerbefreiheit, Eigentumsordnung, 
Wettbewerbsordnung, marktwirtschaftli- 
ches Preis- und Lohnsystem sowie Frei- 
heit im Außenhandel. 
• Es geht um die Neuordnung der Staats- 
finanzen einschließlich des Steuer- und 
Abgabensystems. 
• Es geht mir auch um die Sicherung ech- 
ter Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmer 
in den Betrieben der DDR. Ich bin aber 
sehr gespannt, was die Redner der sozial- 
demokratischen Fraktion heute zu der 

Vorlage zu sagen haben, die der FD^ . t 
der DDR jetzt in die Diskussion gebt* 
hat. 
Was gegenwärtig vom FDGB vorgescj1 

gen wird, läßt frei gewählte Betriebst 
und damit einen wesentlichen Teil de 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer vo 
der Tür. 
Die Diskussion zur sozialen Dimensi 
der Europäischen Gemeinschaft hat 
gezeigt: Die Mitwirkungsrechte urjse. 
Arbeitnehmer in allen Bereichen sind 
wegweisend. Es ist für mich selbstver- 
ständlich, daß die Mitwirkungsrechte 
Arbeitnehmer in der DDR hinter dies6 

Errungenschaften nicht zurückbleibe 
dürfen. 
• Es geht um die notwendige soziale 
Flankierung dieser Reformen zum Be 

spiel durch den Aufbau einer Arbeits 
senversicherung und durch das Anpa 

des Rentensystems. 
• Es geht um einen geeigneten recht 
chen Ordnungsrahmen für wirksame 
Umweltschutz in der DDR. 
Ich betone: Gerade die soziale und     ^ 
logische Absicherung dieser Reform" 
tik ist für die Bundesregierung von z   ^ 
traler Bedeutung. Ohne sie kann der ^ 
schaftliche Neubeginn in der DDR n 

erfolgreich sein. 
Das eklatante Versagen der Sozialist' 
sehen Planwirtschaft der DDR kann 
mit einer marktwirtschaftlichen und 
zugleich sozial und ökologisch beg' 
ten Umgestaltung beseitigt werden- 
Nur so kann der Zustrom privaten *> 
tals in Gang kommen. Nur so könne 
neue zukunftsträchtige Betriebe un 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Es gibt keinen Zweifel: Dieser Weg 
langt große Anpassungen und Ans 
gungen. Es gibt Risiken. 
Wir als Bundesrepublik Deutschten 
können der DDR dieses Angebot ei 
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Üble Brunnenvergiftung 
n einem von der SPD Hessen erstellten und in Thüringen geklebten Wahlplakat 

w'rd ein „Deutschland in den Grenzen von 1937" als das Ziel der Vorsitzenden 
!°n CDU und CSU sowie der Vorsitzenden der Parteien der „Allianz für 
°eutschland " (Ost-CDU, DA, DSU) bezeichnet. Außerdem malt die SPD Hes- 
Sen in der DDR eine Vertreibung von Millionen Polen an die Wand. 
D'es ist politische Volksverhetzung und die bisher übelste Brunnenvergiftung im 
|erade angelaufenen DDR-Wahlkampf. Ich fordere die hessische SPD auf, das 

lakat schleunigst aus dem Verkehr zu ziehen, den Inhalt umgehend zu widerru- 
en und sich bei den Verunglimpften öffentlich zu entschuldigen, stellt Franz 

J°sef Jung, MdL, Generalsekretär der CDU Hessen, fest. 
j*1 Kampf um Wählerstimmen ist der SPD offenbar jedes Mittel und jede 
unverfrorenheit recht, selbst Lügen werden verbreitet. Mindestens so schwer 
^ie der parteipolitische Schaden in Thüringen ist jedoch, daß die SPD damit die 
J^strebungen der Bundesregierung und des deutschen Volkes für die deutsche 
j^heit konterkariert und bei unseren europäischen Nachbarn in Mißkredit 
^ngt. Es schürt Mißtrauen, wenn die SPD einen neuen Nationalismus mit einer 
euen Vertreibung an die Wand malt und heuchlerisch-besorgt danach fragt, 

pas aus Millionen Polen, Russen und Litauern werden soll. Wie mit ihrem unse- 
ren Landesparteitagsbeschluß vom Herbst vergangenen Jahres gegen die deut- 
le Einheit ist die SPD Hessen auch diesmal Vorreiter in Sachen Peinlichkeit. 
..^seiner Entschließung vom 8. November 1989 hat der Deutsche Bundestag mit 
benvältigender Mehrheit beschlossen, das polnische Volk solle wissen, „daß 
e,n Recht, in sicheren Grenzen zu leben, von uns Deutschen weder jetzt noch in 
T^unft durch Gebietsansprüche in Frage gestellt wird". An Eindeutigkeit ist 
! lese Entschließung nicht zu überbieten. Um so schlimmer und verantwortungs- 
los er ist die SPD-Lüge vom angeblichen Ziel eines Deutschland in den Grenzen 
v°n 1937. 

^hrT""  Schaf    ßsunion und Wirtschaftsgemein- 
\\x l.machen, weil die wirtschaftliche 
Hin •   n der Bundesrepublik in vieler 
|(u   Cnt ungewöhnlich günstig ist. 
A    > als diese Bundesregierung die 
djes Geschäfte übernommen hat, wäre 
Je, 

gar nicht möglich gewesen. 
Wejß' ^er von den Dingen etwas versteht, 

lachHdaß Wir nach dem °ktober 1982' 
% ̂m 

«lern wir die Regierung gerade über- 
iie ü 

en hatten — mit all den Lasten, die 
\ß

nS uberl>eßen —, eine solche Lei- 
%   gar nicht hätten vollbringen kön- 

Wirtschaftswachstum und Arbeitsmarkt- 
entwicklung haben in den letzten Jahren 
eine Dynamik gewonnen, die Anfang 
oder Mitte der achtziger Jahre von vielen 
nicht für möglich gehalten wurde und die 
uns inzwischen in die internationale Spit- 
zengruppe geführt hat. 

Vor allem aber gewinnen unsere hohen 
außenwirtschaftlichen Überschüsse im 
Blick auf die DDR eine neue Bedeutung. 
Um es genauer zu sagen: Wenn es 
gelingt, nur einen Teil unseres jährlichen 
Kapitalexports von rund 100 Milliarden 
DM für die DDR nutzbar zu machen — 
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wird dies bereits ausreichen, um dort 
einen starken wirtschaftlichen Anschub 
zu bewirken. 
Wenn die Regierung Modrow, wie ich 
nach meinem Gespräch vor Weihnachten 
in Dresden erwarten konnte, noch im 
Januar die notwendige Gesetzgebung 
zum Schutz von Investitionen herbeige- 
führt hätte, wie dies Ungarn getan hat, 
wären wir heute, was Investitionen in der 
DDR anbelangt, bereits in einer völlig 
anderen Situation. 
Die Verantwortlichen in der DDR — 
Regierung, Runder Tisch — haben es 
selbst in der Hand, die Signale so zu set- 
zen, daß der wirtschaftliche Neubeginn 
in Gang kommt. 

Unterbleiben diese Entscheidungen, aus 
welchen Gründen auch immer, dann wer- 
den alle öffentlichen Milliarden-Hilfen 
ohne die erhoffte Wirkung bleiben. 

Deshalb bleibt richtig: Die Einführung 
der D-Mark in der DDR und das Einlei- 
ten marktwirtschaftlicher Reformen in 
der DDR sind ein und dieselbe Seite der 
wirtschaftlichen Erfolgsmedaille. 

Wichtig erscheint mir aber auch, daß die 
Größenordnung der wirtschaftlichen 
Herausforderungen, mit denen wir es 
jetzt zu tun haben, nüchtern gesehen 
wird. 

Bei den Einwohnern erreicht die DDR 
nicht ganz die Zahl des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen. Legt man die Wirt- 
schaftskraft zugrunde, dann geht die 
Deutsche Bundesbank davon aus, daß 
wir es mit dem Gewicht eines mittelgro- 
ßen Bundeslandes in der Bundesrepublik 
— wie etwa des Bundeslandes Hessen — 
zu tun haben. 

Präsident Pohl hat zusätzlich darauf hin- 
gewiesen, daß das in einem einzigen Jahr 
in der Bundesrepublik Deutschland neu 
gebildete Geldvermögen in etwa dem 

Gesamtbestand der Spareinlagen in de 
DDR entspricht. 
Ich nenne diese Vergleichsgrößen nie» < 
um die Probleme zu verniedlichen; dfs 

liegt mir fern. Aber sie dürfen auch mc 

maßlos übertrieben werden. Die Herau 
forderungen müssen so gesehen werde 
wie sie tatsächlich sind, nämlich alles 
andere als einfach, aber für ein Land w . 
die Bundesrepublik Deutschland letzt" 
doch lösbar und mit der DDR gerne«11' 
sam zu bewältigen. 
Ich sage dies vor allem an die Adresse 
derer, die einmal mehr — wie wir es o 
genug erlebt haben — ein Geschäft rfl 
der Angst machen wollen. 
Mit den Aufgaben, die vor uns liegen» 
werden weder die wirtschaftliche Lei 

oft 

stungsfähigkeit noch die Stabilität, nod 

die soziale Sicherheit in der BundesreP 
blik Deutschland in Frage gestellt. 
Unser Erfolgsweg war der Weg der J° 
len Marktwirtschaft, und wir haben >n 

diesen Jahrzehnten im Vergleich der 
Systeme erlebt, daß der marxistische 
Sozialismus gescheitert ist und daß d> 
Soziale Marktwirtschaft überall in de«" 
Welt eine Renaissance erlebt. 
Die Grundlagen unseres Weges sind 
• Leistung und soziale Gerechtigkeit 
• Wettbewerb und Solidarität . ^ 
• Eigenverantwortung und soziale a* 
run8- • ,rdef 

Unser materieller Wohlstand ist e«16' 
höchsten, unser soziales Sicherungsn 

eines der dichtesten in der Welt. 

Für die meisten Bürger in der Bunde 
publik Deutschland ist dies mittler^e 
zur Selbstverständlichkeit geworden, 
nicht so für unsere Landsleute in de 
DDR. 
Sie machen sich Gedanken, ob der 
einer Währungsunion und einer W»& ,ß 

Schaftsgemeinschaft sie nicht ins soz - 
Abseits drängen könnte. 
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g.  nehme diese Sorgen, die dort gerade 
MinY-Und von Arbeitslosigkeit bedrohte 
den o-r^er naDen» senr ernst. Ich kann 

Bürgern der DDR jedoch versichern: 

an!?16 Marktwirtschaft bedeutet immer 
* sozialen Ausgleich. 

e[n
lst Unser Ziel, daß es bald auch zu 

. er sozialen Gemeinschaft kommt. 

Sien      ZU erreichen, ist die Bundesre- 
iH0. 

n8 bereit, sofort beim Aufbau einer 
iHj. ernen Arbeits- und Sozialordnung 
ist 

Uwirken. Nach unseren Erfahrungen 
,u  's erster Schritt die Weiterentwick- 
^Ite      sozialen Sicherungssysteme für 

r und Arbeitslosigkeit erforderlich. 

Sow ^s" und Leistungsbezogenheit 
^b ^    • 'a8efinanzierung aus dem 
%ü ltSemk°mmen sind die Garantie 
deth ' °-aß mit der Lohnentwicklung und 
$tUn ^bensstandard auch die Soziallei- 

Wachsen. 

auch dUnSCr selbstverständliches Ziel, 
die d 

er Rentnergeneration in der DDR, 
tigt^Auibau nach dem Krieg bewäl- 
Mjß/1.  d>e Hauptlast der sozialistischen 
Ube 

,rtscnaft zu tragen hatte, den 
habend zu sichern. 

ejne  ° ,st es unser Ziel, den Arbeitslosen 
^lifi Ausgleich sowie 
Hi^rf-    . Qualifizierung zu ermöglichen. 
$cbe 1/ D'eten wir personelle und techni- 
itii u  l"e an. Ich bin mir auch darüber 
lotw 

ren' daß eine Anschubfinanzierung 
en<üg werden wird. 

n der fc 
^ben   Undesrepublik Deutschland 
stun   wir durch Anstrengung und Lei- 

^ int    dUrch technischen Fortschritt 
$truLt 

ernationale Konkurrenz bedingten 
Ich ndel erfolgreich bewältigt. 

ViTg* auch beute davon überzeugt, daß 
% ündeinS.am die weitere wirtschaftli- 
^eile     soziale Entwicklung in beiden 
^erde    eutschlands positiv gestalten 

Informationen für 
unsere Landsleute 
Während wir in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eher das Pro- 
blem haben, aus viel zu vielen 
Informationen auswählen zu müs- 
sen, fehlt es den Landsleuten in 
der DDR oft an den einfachsten 
Informationen, besonders über 
uns, den anderen Teil Deutsch- 
lands. 
Was heißt Soziale Marktwirt- 
schaft? Wie steht es mit dem sozia- 
len System im sogenannten Kapi- 
talismus? usw. usw. 
Uns erreichte ein Vorschlag, wie 
man hier ein wenig Abhilfe schaf- 
fen kann, den wir gerne weiterge- 
ben: „Bundesbürger sollen Tages- 
zeitungen, abgespeckt auf die 
Teile, die auch in der DDR von 
Interesse sind, wochenweise 
gesammelt per Drucksache an Ver- 
wandte und Bekannte schicken." 

Auf unsere Solidarität — und zwar nicht 
in Worten, sondern in Taten — können 
die Mitbürger in der DDR rechnen. 
Den Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland möchte ich zurufen: Unser 
soziales Netz bleibt dichtgeknüpft. 
Kein Rentner, kein Kranker, kein 
Arbeitsloser, kein Kriegsopfer, kein 
Sozialhilfeempfänger braucht Leistungs- 
kürzungen zu befürchten. Im Gegenteil: 
Die Dynamik der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung wird auch künftig den sozialen 
Sicherungssystemen zugute kommen. 
Das Leitwort der kommenden Monate lau- 
tet nationale Solidarität. Solidarität ist in 
dieser Stunde unsere selbstverständliche 
menschliche und nationale Pflicht. 
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Adenauers Visionen erfüllen sich! ? 

Der Preis für Adenauers Politik der 
Westintegration sei der Verzicht auf 
die Wiedervereinigung — dies war 
vierzig Jahre lang die Grundüberzeu- 
gung der SPD. Adenauer und die 
Union haben dieser Unterstellung stets 
leidenschaftlich widersprochen (Willy 
Brandt: Lebenslüge!). Es ist in diesen 
Tagen gut, sich Adenauers hellsichtige 
Visionen ins Gedächtnis zurückzuru- 
fen. Konrad Adenauer sagte: 

„Meine Freunde, glauben Sie mir, der Tag 
wird kommen, da dieses Europa in West 
und in Ost ein Zusammengehörigkeitsge- 
fühl entwickeln wird, das Spaltungen und 
Gegensätze überwindet." 

Köln, 28. Juni 1959 

„ Der Kommunismus hat viele Phasen 
durchlaufen — Leninismus, Stalinismus 
und jetzt Chruschtschow. Aber eines ist 
immer dasselbe geblieben — das Ziel der 
Weltherrschaft. Wir müssen bereit sein, 
noch mehrere Jahrzehnte in dieser ideolo- 
gischen Auseinandersetzung zu stehen. 
Aber ich bin überzeugt, daß 
Chruschtschows Enkel keine Kommunisten 
mehr sein werden." 

New York Journal American 
vom 31. Januar 1960 

„ Unser Ziel ist, daß Europa einmal ein 
großes, gemeinsames Haus für alle Euro- 
päer wird, ein Haus der Freiheit." 

Hannover, 11. Juni 1961 

„ Meine Freunde, diese Betonpfeiler und 
dieser Stacheldraht machen schließlich 
nicht Weltgeschichte. Das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker hat im Laufe von 
wenigen Jahren einen Siegeszug über die 
ganze Welt angetreten, und ich bin der 
festen Überzeugung, daß das, was man 
jeder Kolonie in Afrika gewährt — das 

eh«1 
Selbstbestimmungsrecht —, den Deuts 
im Herzen Europas nicht auf die Dauf 
verwehrt werden kann. Und dann, rnein 

Freunde, ist der Tag gekommen, der iaJ> 
der Wiedervereinigung in Freiheit, an <* 
ich glaube mit aller Kraft und in vollst . 
Überzeugung. Denn gegen das Recht u 
gegen die Prinzipien, wie das Prinzip de 

Freiheit und der Selbstbestimmung de* 
Völker, kann auf die Dauer auch kein 
kommunistischer Staat an." ^\ 

Essen, 18. Dezember V0 

„ Wir haben die Wiedervereinigung n°c \ 
nicht erreicht, obgleich ich glaube, daß 
am Horizont Möglichkeiten einer Wiea ,t, 
Vereinigung kommen sehen, wenn w'r ,s 

sdm und vorsichtig und geduldig sind, 
der Tag gekommen ist. Ich bin fest dav 

überzeugt, daß dieser Tag einmal da s    , 
wird. Denn man kann einem Volk w"^   . 
deutschen Volke nicht widersprechen** 
man kann ihm keinen Widerstand lelS ,gf. 
wenn es in Frieden seine Einheit wiede 

stellen will." ,(fi 
Abschiedsrede als Bundeskanzler vo»'  ^ 
Deutschen Bundestag, 15. Oktober> 

Gemeinsame Frauen-Unl^ 
Am 24. Februar 1990 gründen Frauen ^ 
Demokratischen Aufbruchs, der CD" M! 
des Neuen Forums und anderer pollt!  -t 
Gruppierungen der DDR gemeinsam 
der Frauen-Union der CDU in der Bu 
desrepublik Deutschland in Ost-Ben»   j 
eine Frauen-Union. Dieser Kongre» 
die Geburtsstunde einer „gemeinsam 
Frauen-Union" sein, in der Frauen a    j 
beiden Staaten sich bereits vor der sta 
chen Einheit Deutschlands organisier 

und als politische, aber parteiübergr 
fende Kraft formieren, erklärte die Bu 
desvorsitzende der Frauen-Union, K1 

Süssmuth, in Bonn. 
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&ie Wendehals-Partei- 
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C 9Du/CSU-Bundestagsfraktion 
Part

ei?e Broschüre „Die Wendehäls- 
en ei — SPD gegen die Wiederverei- 
öj"n8" erstellt und veröffentlicht. 
Sch!Ur>erklärt der Erste Parlamentari- 
BUn\Geschäftsführer der CDU/CSU- 

"flestagsfraktion, Friedrich Bohl: 

Spö
8e8enwärtige Deutschlandpolitik der 

hejt ,St kennzeichnet von Verworren- 
und Widersprüchlichkeit: 

?ün 
ans Büchler verlangte eine Ausset- 

zern ifer GesPräche mit Mini'sterpräsi- 
scha 

Modrow (vgl. Kölnische Rund- 
et U' 8- l- 1990) - Egon Bahr nannte 
199Q.

S
 ^sinnen „lächerlich" (dpa, 9. 1. 

nUr j0rst Ehmke sagt: „Deutsche Einheit 
... n^'Nahmen der Ablösung der Blöcke 

ress (P innerhalb der NATO denkbar.' 
Wicht rklärun8 l- 2- 199°)- Egon Bahr 
L.    ^tethei-      Wann  mon  Aa„Innko  CI« ^>t"w'n bei: "Wenn man deutsche Ein- 
B(jnd 

U1' dann muß man das Ende der 

FloriniSSC Wol,en" (PPP' •• 2- 199°) - 
8un8

an Gerster hält dagegen: „Eini- 
dunfPk°Zeß nicht von Bündnisüberwin- 
^ « abhängig machen." (ppp, 1.2. 1990) 

den p.röder und Lafontaine erwecken 
die fc lndruck, die Übersiedler kämen in 
s°2ial ndesrePUDnlc» um sich faul in unser 
stün 

es Netz zu legen, und wollen Lei- 
n'cht     aDscr»affen, die es schon längst 
sagt Hmenr gibt "~ Henning Voscherau 
Mens

a^U: "Es ist ja nicht so, daß die 
t*ar~     en • •. zu uns kommen, weil die 

^Rn a^        d'e mer De' uns 8e'ten> eine 
(tye|t

et,scne Anziehungskraft hätten." 
ebe   ' ,9- 1. 1990) Widerspruch kommt 
&Ürge Is Von Hans Büchler: „Die DDR- 
stun 

r k°mmen nicht, um hier Soziallei- 
8en abzukassieren. Sie bleiben des- 

halb auch dann nicht in der DDR, wenn 
wir drei Monate das Eingliederungsgeld 
kürzen." (Bild, 7. 2. 1990) 

Der wahrscheinliche Kanzlerkandidat 
der SPD, Oskar Lafontaine, ist geradezu 
eine Symbolfigur für die Unfähigkeit der 
SPD, in diesen Tagen deutschlandpoliti- 
sche Verantwortung zu übernehmen. Statt 
sich um die Einheit des deutschen Vater- 
landes zu kümmern, fährt er in südliche 
Gefilde. 
Das Schlingern der SPD hat uns veran- 
laßt, die jüngste deutschlandpolitische 
Vergangenheit und Gegenwart der SPD 
zu dokumentieren. Das Ergebnis ist viel- 
leicht nicht überraschend, aber dennoch 
erschreckend: 

Die SPD in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gibt heute vor, für die deutsche Ein- 
heit zu sein. Sie präsentiert Willy Brandt 
als einen Mann, der — wie die SPD ins- 
gesamt — schon immer die Einheit der 
Deutschen vertreten habe. 

Dieser Legendenbildung muß entgegen- 
getreten werden. Die SPD hat noch bis 
vor kurzem, sogar noch nach der Öffnung 
der Mauer, die Wiedervereinigung zur 
Illusion erklärt und sogar abgelehnt. Die 
SPD-Politik „hat sich in den zurücklie- 
genden Jahren an einer dauerhaften deut- 
schen Zweistaatlichkeit orientiert." (Her- 
mann Scheer, SPD-Abgeordneter im 
Deutschen Bundestag, Sozialdemokrati- 
scher Pressedienst, 11. Oktober 1989) 

Statt die deutsche Einheit anzustreben, 
hat sich die SPD mit den SED-Diktato- 
ren verbrüdert und gemeinsame Ideolo- 
giepapiere erarbeitet. Darin hat sie ihren 
SED-Genossen bescheinigt, daß die Dik- 
tatur in der DDR noch lange fortdauern 
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und ihre Abschaffung nicht anzustreben 
sei. Kontakte mit Oppositionellen in der 
DDR hat sie gemieden. Die SPD hat eine 
Politik der Anbiederung betrieben. 

Mit ihrer Forderung nach Anerkennung 
der DDR-Staatsbürgerschaft hat die SPD 
sogar versucht, die Deutschen in der 
DDR zu Ausländern zu machen. Sie hat 
auch tatkräftig daran mitgewirkt, daß 
DDR-Gewaltakte, Folterungen und Mau- 
ermorde nicht mehr registriert, sondern 
verschleiert werden sollten. Die SPD hat 
die Deutschen in der DDR im Stich 
gelassen. 
Diese Broschüre belegt die Kampagne 
der SPD gegen die Wiedervereinigung 
und ihre Verbrüderung mit der SED in 
den letzten Jahren und noch bis in die 
letzten Wochen. 
Walter Momper, SPD-Bürgermeister von 
Berlin hat gesagt: „Es gibt unter den Poli- 
tikern dort auch Wendehälse — das ist, 
wie wir wissen, kein DDR-typisches Phä- 
nomen ..." (Rede im Deutschen Bundes- 
tag, 16. November 1989) 
Er hat recht damit. Die Wendehälse fin- 
den sich nicht nur in der SED, sondern 
auch in der SPD. 

Mit dieser Broschüre wollen wir allen 
Deutschen, den Deutschen in der Bun- 
desrepublik und in der DDR, die Mög- 
lichkeit geben, selbst darüber zu urteilen, 
wie glaubwürdig die Deutschlandpolitik 
der SPD ist. Die Broschüre zeigt auf, was 
nicht vergessen werden darf. Es wird der 
Tag kommen, an dem die SPD ihre 
deutschlandpolitische Vergangenheitsbe- 
wältigung wird betreiben müssen. Auch 
dafür wird diese Broschüre ein wichtiges 
Dokument sein. 

Die Broschüre kann bestellt werden bei der 
Dokumentationsabteilung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 
Zimmer 220, Bundeshaus 
5300 Bonn • 

Sofort 30 Millionen 
Mark für behinderte 
Bürger in der DDR 
Im Anschluß an das Gespräch von 
Ministerpräsident Hans Modrow m» 
Bundeskanzler Helmut Kohl haben 
Bundesarbeitsminister Norbert BJU 

und Minister Rainer Eppelmann dj 
Situation im Gesundheitswesen und 
die Lage der Behinderten in der W 
erörtert. 
Sie kamen zu dem Ergebnis, daß die 
Situation in der DDR teilweise katastr 
phal ist und die betroffenen Mensche* 
dringend Hilfe brauchen. Die Minist«* 
haben deshalb ein Programm zur För 
rung der behinderten Mitbürger in de 
DDR beraten, das Minister Eppelm»11 ' 
der den Demokratischen Aufbruch a^ 
„Runden Tisch" vertritt, in seine Reg1 

rungsarbeit einbringen wird. 
Ziel ist, diese bislang in der DDR vef' 
nachlässigten Menschen stärker in d» 
Gesellschaft einzubeziehen, die D's*?e « 
Isolation und staatliche Bevormunde 
zu beenden. , 
Zur sofortigen Verbesserung der S»tü   „ 
tion hat Minister Blüm auf Initiative 
Minister Eppelmann zugesagt, unve/Li 
lieh einen Betrag von 30 Millionen M 
aus Bundesmitteln zur Förderung v0 yer 
behinderten Bürgern in der DDR zU .^ 
fügung zu stellen. Die Mittel werden 
besondere dazu dienen, behinderteng 
rechte Kleinbusse, Rollstuhlfahrer-^ 
busse, Kinder- und Erwachsenen-R°   $ 
stuhle sowie Hebegeräte anzuschait 

Fundsache , 
„Proletarier aller Länder, vergebt n» 
Karl Marx." „^ 

Plakat, gesehen in Eisen««" g. 
 •__.,»_*- :n ACT "     . anderwärts in der 
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Doppeltes Spiel mit unseren 
Putschen Landsleuten 
Ütik ?   spieIt in der Deutschlandpo- 
il d *'£ doppeltes Spiel: Brandt redet 
der R 

DDR anders, als seine SPD in 
delt^desrepublik Deutschland han- 

'randt spricht beschwörend von der U(>>- J        —-"•»  'pm.ni  UCSUITfUICUU  »Uli 

atide   tschen Einneit» Lafontaine und 
UH!j/e Ersuchen, sich die Sorgen 
Und s

ef..   nser zunutze zu machen, 
Um! i   ren Stimmungen gegen unsere 
ler »,. eute' die a,s Aus- und Übersied- 
Spje, Uns kommen. Das ist ein übles 
40 ja'h

Wenn man bedenkt, daß wir nach 
%n     n Trennung die historische 
U|)ser ider Einheit haDen und daß 

deftl <? Landsleute, die 40 Jahre unter 
•»lit i?0?*al"smus gelitten haben, jetzt 
fen   echt auf unsere Solidarität hof- 

gege !jJersPrüchliche Verhalten der SPD 
aucll 

Uber Aus- und Übersiedlern ist 
noc^^.11 Anzeichen dafür, daß die SPD 
Ver2ich     wirklich von ihrem früheren 
chen j    auf die deutsche Einheit abgewi- 
^D.b ,.^Yer wie Lafontaine und andere 
uHd ^ olltiker einerseits mehr Ausländer 
sogar ganten ins Land lassen und ihnen 
Öeiciwa.s.Wahlrecht einräumen will, 
als Au eUlg aber deutsche Landsleute, die 
aUsSCL," Und Übersiedler zu uns kommen, 
deut   '

leßen will, der kann es mit der 
Das j. 

en Einheit nicht so ernst meinen. 
In der r5nelSpiel der SPD hat Methode: 
Viaj * verbreitet sie Angst vor der 
SdeJ1 Marktwirtschaft und fordert die 

a* inrd8,erUn8 auf' MiI,iarden harte 
? steck     S mar°de sozialistische System 
%.p ?.n.; und hier bei uns verbreiten 
% n,i?j!tlker Angst, den Bürgern wür- 
jjpfer ,der deutschen Einheit zu große 
'^Bre      ,angt- Das jüngste Beispiel: 

emer Wissenschaftler hat die 

absurde Rechnung aufgemacht, die Bun- 
desrepublik Deutschland schulde der 
DDR angeblich 727 Milliarden Mark an 
Reparationsausgleichszahlungen. Und 
wer hat diese Forderung an die Bundesre- 
gierung unterstützt? Bremens zweiter 
Bürgermeister Henning Scherf und die 
Bremer Senatoren Konrad Kunick, 
Horst-Werner Franke, Eva-Maria Lemke- 
Schulte (alle SPD). Diese Beispiele lassen 
sich beliebig fortsetzen. 

Beweis Nummer 1: 
Das Fremdrentenrecht 
Einerseits verhinderte die SPD im Deut- 
schen Bundestag bei der Reform des 
Fremdrentenrechts stärkere Einschnitte 
in die Leistungen, wie sie die CDU vorge- 
sehen hatte. Der sozialpolitische Spre- 
cher der SPD-Fraktion, Rudolf Dreßler, 
erklärte am 28. Februar 1989, die Frage 
der Rentenleistung dürfe nicht emotiona- 
lisiert werden: „In dieser Lage darf man 
weder den irrationalem Druck nachge- 
ben, noch die Augen vor tatsächlich vor- 
handenen Problemen schließen. Für die 
SPD ist dabei eines unverzichtbar: Das 
Prinzip der Integration, auf dem das 
Fremdrentengesetz aufgebaut ist." (Pres- 
semitteilung der SPD-Bundestagsfrak- 
tion, 28. 2. 1989) 

Andererseits machte Lafontaine gegen 
dieses Gesetz im saarländischen Land- 
tagswahlkampf Stimmung mit der 
Behauptung, Aus- und Übersiedler wür- 
den gegenüber hiesigen Rentnern bevor- 
zugt, obwohl die saarländische Landesre- 
gierung diesem Gesetz am 1. Dezember 
1989 im Bundesrat ohne Änderungsan- 
träge zugestimmt hatte. 
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Beweis Nummer 2: 
Das Eingliederungs- 
Anpassungsgesetz 
Einerseits polemisierte der niedersächsi- 
sche SPD-Oppositionsführer Schröder 
gegen eine angebliche Bevorzugung von 
Aus- und Übersiedlern. Am 6. Februar 
1990 forderte er, die Übersiedler sollten 
erst nach zwölf Wochen Wartezeit „ein 
Arbeitslosengeld" erhalten. (dpa-Mel- 
dung, 6. 2. 1990) Und das, obwohl es seit 
dem 1. Januar 1990 gar kein Arbeitslosen- 
geld mehr für Übersiedler gibt, sondern 
nur noch ein Eingliederungsgeld! 
Andererseits wollte die SPD höhere Lei- 
stungen durchsetzen; so stellte sie zum 
Beispiel im Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages am 10. November 
1989 den Antrag, Zuschläge von 300 bis 
500 Mark für alleinerziehende Aus- und 
Übersiedler einzuführen. (BT-Drs. 
11/5677, Seite 21) 

Beweis Nummer 3: 
Die Stasi-Rente 
Einerseits kritisierte die SPD im Land- 
tagswahlkampf an der Saar die Rentenlei- 
stungen für Aus- und Übersiedler. 
Andererseits will sie offenbar sogar frühe- 
ren Stasi-Angehörigen Ansprüche auf 
Rente zubilligen: Gegen den Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung, der diese 
Ansprüche ausschließt, protestierte der 
SPD-Abgeordnete Heyenn: „Der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung verstößt 
nicht nur gegen die Normen der Rechts- 
staatlichkeit, sondern er ist auch völlig 
überflüssig." (Pressemitteilung der SPD- 
Bundestagsfraktion, 31.1.1990) 

Beweis Nummer 4: 
Notaufnahmeverfahren 
Einerseits fordert die SPD im Deutschen 
Bundestag, das Notaufnahmeverfahren 

für Übersiedler abzuschaffen. (BT-DfS" 
11/6381) Daß sie damit die Ängste uns* 
rer Landsleute in der DDR schürt, nim 
sie in Kauf. 
Gleichzeitig fordert der nordrhein-weS 

lische Sozialminister Heinemann, dies 
Eingliederungshilfe beizubehalten, In 
einer Beratungsunterlage seines Min»s 

riums zur „Überprüfung der Einglied* 
rungshilfen für Aus- und Übersiedler 
heißt es: „Folgende Eingliederungsh«1' 
sollten unverändert beibehalten werde 
... — Unterbringung in Übergangsein' 
richtungen...". (Beratungsunterlage ° 
NRW-Sozialministeriums, S. 2 f.) 
Einerseits fordert die Bundes-SPD <"e 

Streichung von Sonderleistungen ^ur.o|) 
Aus- und Übersiedler. (BT-Drs. 11/63 

Gleichzeitig spricht sich die Regierung 
Rau für die Notwendigkeit aus, „dur 
wirksame Starthilfen eine Eingliedern 
zu ermöglichen...". (Beratungsunte 
des NRW-Sozialministeriums, S. 0 

rlage 

Einerseits fordert die SPD in Bonn die 
Streichung des Überbrückungsgeldes 
Höhe von 200 Mark. (BT-Drs. 11/63»" 
Gleichzeitig fordert die Landesregierü. 
von NRW die Beibehaltung dieser t*1' 
stung. (Beratungsunterlage des NRW 

Sozialministeriums, S. 3) 

Beitragssenkung bei KK|"\ 
Versicherte sparen 420 1 
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SPD-Länder drücken sich vor 
Hilfe an die DDR 
C ?Pu/CSU-Bundestagsfraktion 
JjrjBt es, daß Bundeskanzler Hel- 
ster   .?n.* gemeinsam mit den Mini- 
Hai, ^r*s'denten über notwendige Maß- 
ten h• zur Hi,fe fur die DDR bera- 
die ? ?*• In einem föderalen Staat sind 
üilf in 8,eicner Weise zur Mit- 
pr| 

e.VerPflichtet wie der Bund» ste,,t 

Oecklch Bohl'l- Parlamentarischer 
<WChaftsführer der CDU/CSU-Bun- 

»gsfraktion fest. 
^'e SPn s'ch h       e8,erten Bundesländer haben 
$er y 1Sner in skandalöser Weise aus die- 
\V^L 

erantwortung herausgeschlichen. 
Böhmend H"J- Vo8d und Ibrahim 

gr0ß e d'e Bundesregierung täglich mit 
haft 

n Worten wegen angeblich mangel- 
ren ,r Unterstützung der DDR kritisie- 
ihre T        die SPD-MinisterPräsidenten 

Aschen geschlossen. 
^'n v 
I).    ergleich macht dies deutlich: 

'ände DU" Und csu-re8ierten Bundes- 
v°n i r Stel,en nach aktualisierten Zahlen 
*VshZt an 648'5 Millionen DM aus 

die D^
,tsmitteln für Wirtschaftshilfen 

k     DR zur Verfügung. 

bere-   ^-regierten Länder sind lediglich 
Dj    ' 48>55 Millionen DM zu zahlen. 
>neu   ni°nsregierten Länder leisten also 
ÖDR     

das 13fache an Hilfe für die 
\   ' 
fneiie

e Und Taten klaffen bei der SPD 
d'e ka        auseinander. Es ist die SPD, 
«s um

lJIn den kleinen Finger rührt, wenn 
v      H,lfe für die DDR geht. 
r'Skeit lnze^eispiele belegen die Knause- 

^1 M Und den Geiz der SPD 8e8enüber 
e'ndwenscnen in der DDR besonders 

an 

Während das SPD-regierte Nordrhein- 
Westfalen mit rund 17 Millionen Einwoh- 
nern lediglich 34 Millionen DM zur Ver- 
fügung stellt, gibt Hessen mit seinen 5,5 
Millionen Einwohnern 250 Millionen 
DM. Hessen leistet bei einem Drittel der 
Einwohnerzahl von NRW also mehr als 
das 7fache. 
Das Saarland ist Schlußlicht bei allen 
Sofortmaßnahmen. Lafontaine spricht 
zwar davon, er wolle die Bürger in der 
DDR zum Bleiben bewegen. Er tut aber 
so gut wie nichts dafür. Lediglich 1,25 
Millionen DM werden für Sofortmaßnah- 
men zur Verfügung gestellt. 
Ein bezeichnendes Licht auf die innere 
Einstellung des saarländischen SPD- 
Ministerpräsidenten wirft zudem die Tat- 
sache, daß er am Gespräch mit dem Bun- 
deskanzler über Hilfen für die DDR nicht 
teilgenommen hat und statt dessen in 
südlichen Gefilden Urlaub macht. Er ist 
und bleibt ein deutschlandpolitischer 
Deserteur. 
Im Falle des Saarlands drängt sich gera- 
dezu der Eindruck auf, daß mit der Ver- 
weigerung von Unterstützungsleistungen 
an die DDR und einer gleichzeitig künst- 
lich erzeugten Torschlußpanik bei DDR- 
Übersiedlern der Übersiedlerstrom zum 
Anschwellen und damit die Bundesregie- 
rung in Schwierigkeiten gebracht werden 
sollen. • 

Zitat 
„Ein neutralisiertes Deutschland 
ist mit mir nicht zu machen, auch 
nicht mit der Mehrheit der Deut- 
schen." Helmut Kohl 
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Die Strategie der SPD 
Nach den Äußerungen des Genossen 
Hans-Jochen Vogel und seines Ost-Berli- 
ner Statthalters Ibrahim Böhme ist die 
Strategie der SPD für den 18. März klar: 
Sie versucht eine Geschichtsklitterung 
großen Ausmaßes. Die CDU der DDR 
soll für alles Böse des sozialistischen 
Regimes verantwortlich gewesen sein. 
Ihre Partner in der „Allianz für Deutsch- 
land" sollen sich noch nachträglich mit- 
schuldig machen. 

Die CDU in der Bundesrepublik 
Deutschland soll damit zur heimlichen 
Verbündeten der SED-Unterdrücker 
gemacht werden. Allein die SPD bleibt 
nach diesem Konzept mit weißer Weste 
übrig. Sie will schon immer gegen die 
SED gekämpft und allein den Durch- 
bruch zur Demokratie erreicht haben. 
Geschichtsklitterung ist den Deutschen 
noch nie gut bekommen. Diese 
Geschichtsklitterung wird auch der SPD 
nicht gut bekommen. 

Dazu Friedrich Bohl, Erster Parlamenta- 
rischer Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Richtig ist, daß Ul- 
bricht und die sowjetische Besatzungs- 
macht totalitären Druck auf alle demo- 
kratischen Parteien ausübten. Die SPD 
ließ sich in die SED zwingen. Die Gegner 
dieser Zwangsvereinigung fanden nicht 
genug Aufrechte, um die SPD davor 
bewahren zu können. 

Lange Zeit vergaß die West-SPD nicht, 
was die Kommunisten einem Teil ihrer 
Freunde angetan hatten. Aber in den 70er 
Jahren wandelte sich ihr Verhältnis zu 
den Kommunisten. Immer bereitwilliger 
ging die SPD auf die Forderungen der 
SED ein und stimmte den SED-Forde- 
rungen zu: 
• Abschaffung der Erfassungsstelle Salz- 
gitter, 

• Anerkennung der DDR-Staatsbürgef' 
schaft, 
• Einseitiger Abzug amerikanischer 
Raketen ohne gleichzeitigen Abzug 
sowjetischer Raketen, 
• Gemeinsames Ideologiepapier. 
Damit all dies möglich wurde, verzieh1 

die SPD offenbar darauf, weiter an d,e 

frühere Zwangsvereinigung zu erinneffl' 
So, wie dies die Blockparteien in der 
DDR auch taten. Nur: Hier in der Bun- 
desrepublik wurde niemand gezwunge ' 
sich Diktatoren zu unterwerfen. Trotz* 
dem ist die SPD den SED-UnterdrücKe 

mit zu großer Nachsichtigkeit und zu 
wenig Eindeutigkeit entgegengetreten- 
Das war die Verstrickung der SPD in ° j 
SED-Blocksystem. 

Arzneimittel 
als Geschenk in die DD^ 
Die DDR hat jetzt die bisher geltende 
Beschränkung, wonach Arzneimittel a 
Geschenk nur dann in die DDR gescnl 

werden konnten, wenn sie in einer vo 
der DDR veröffentlichten Liste aufgf* 
führt waren, aufgehoben. Die bisherig 
Liste ist gegenstandslos geworden. » .^ 
desgesundheitsministerin Ursula Le"   .j. 
in Bonn auf diese neue Vereinbarung 
sehen den Gesundheitsministerien h> » 
wiesen. 
Ab sofort können alle in der Bundesrtf 
blik Deutschland zugelassenen Arzne 
mittel als Geschenk in die DDR ver- 
schickt werden. Es ist nicht mehr en   ^ 
derlich, ein Rezept eines DDR-Arz^ 
Sendung beizufügen. Die Arzneimitte 

müssen auch nicht mehr getrennt ver'• 
schickt, sondern können jeder gewo   . -, 

.   .   . _* wero* 
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und Ubersiedler 

J^D will Leistungen beseitigen, 
ö*e es gar nicht mehr gibt 
der J?iJndesfachausschuß Innenpolitik 
öisj~°V hat sich mit der aktuellen 
UQJ f\?s'on "ber Leistungen an Aus- 
lief Siedler befaßt. Dazu erklärt 
seh„ 

0rsitzende des Bundesfachaus- 
stef. f?

s Ini»enpoIitik, Johannes Ger- 
^eidlTle Von Lafoi,taine initiierte 
sche AamDa8ne der SPD gegen deut- 
'N in US" UiM* Übersiedler ist politisch 
Stj J?0ra,>sch unverantwortlich. Diese 
ist L . üngsmache vergiftet das Klima, 
Uta    konstruktiver Beitrag zur 

un8 der praktischen Probleme. 

Äng^
ren Äußerungen schürt die SPD 

tetUn HUnd Panik bei unseren Landsleu- 
D'em      DDR- Die wil"kung ist fatal: 
"hren 

assenhafte Auswanderung der auf 
dac,ür h ffem sitzenden Menschen wird 
»tn im    beschleunigt. Dies liegt weder 
t>eüts J^sse der Bundesrepublik 
deraufh        noch im Interesse des wie- 
ter8ew' aUS des vom Sozialismus herun- 
&eUts '"^hafteten anderen Teils 
^^tik -nds- Nicht Panikmache und 
'•ehe u S!nd Sefragt, sondern eine verläß- 
Men   "d besonnene Politik, die den 
Vr u   n eine Perspektive eröffnet, in 
^ch ?'mat am demokratischen Auf- 

^ akti- ~- 
elbs 

"v mitzuwirken. 

Uist   
erständlich ist es richtig, wenn die 

ÜberPrüfen an Aus" und übersiedler 
algePaR 

Und veränderten Verhältnissen 
SchUß | l werden. Der Bundesfachaus- 
Sländni

n"enPolitik hat aber kein Ver- 

'hr^füh    fÜr' daß die SPD in der von 
ar,Sebiich

nen aufgeregten Kampagne 
**r n'cht    Leistungen kritisiert, die es 

mehr gibt. Es zeugt von Böswil- 

ligkeit, zumindest aber von völliger 
Unkenntnis, wenn der niedersächsische 
Oppositionsführer Schröder z. B. Leistun- 
gen im Bereich des Arbeitslosengeldes 
kritisiert, die — mit den Stimmen der 
Sozialdemokraten — im Eingliederungs- 
anpassungsgesetz längst abgeschafft wor- 
den sind. 

1. Schon durch die Rentenreform wurden 
Besserstellungen beseitigt. Durch neue 
Verfahren zur Eingruppierung früherer 
Tätigkeiten wurde weitgehend sicherge- 
stellt, daß Aus- und Übersiedler keine 
höhere Rente erhalten als vergleichbare 
hiesige Rentner. 

2. Das am 1. Januar 1990 in Kraft getre- 
tene Eingliederungsanpassungsgesetz hat 
für Aus- und Übersiedler im wesentlichen 
zu folgenden einschränkenden Änderun- 
gen geführt: 

• Wegfall des Arbeitslosengeldes, statt 
dessen (steuerpflichtiges) „Eingliede- 
rungsgeld" für die Dauer von 12 Mona- 
ten (entspricht netto in etwa der Sozial- 
hilfe), danach: Arbeitslosenhilfe bzw. 
Sozialhilfe wie bei allen anderen. 
• Begrenzung des Kranken- und Mutter- 
schaftsgeldes maximal bis zur Höhe des 
Eingliederungsgeldes. 
• Beschränkung der Vererbbarkeit von 
Ansprüchen nach dem Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz sowie nach dem 
Häftlingshilfegesetz auf Ehegatten und 
Kinder. 
• Einschränkung einiger Vergünstigun- 
gen nach dem 2. Wohnungsbaugesetz; 
damit entfällt die früher mögliche Bevor- 
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zugung von Aus- und Übersiedlern bei 
der Vergabe von Sozialwohnungen. 
• Wegfall eines „Freibetrages von 2.400 
DM" bei der Ermittlung der Wohngeld- 
berechtigung nach dem Wohngeldgesetz. 
• Abbau einiger steuerlicher Vergünsti- 
gungen. 

3. Darüber hinaus sind ohne eine Ände- 
rung rechtlicher Grundlagen Leistungen 
für Übersiedler aus der DDR entfallen, 
weil im Hinblick auf die innerdeutschen 
Veränderungen die tatbestandlichen Vor- 
aussetzungen für ihre Gewährung nicht 
mehr gegeben sind. Hierbei handelt es 
sich z. B. um: 

• Entschädigungsleistungen für sog. 
Zonenschäden im Rahmen des Lasten- 
ausgleichs. Diese können nur geltend 
gemacht werden, wenn der Geschädigte 
als „Sowjetzonenflüchtling" anerkannt 
ist. Diese Voraussetzungen liegen nach 
Eintritt der Reisefreiheit nicht mehr vor. 

• Beihilfen zur Hausratsbeschaffung 
bzw. Einrichtungshilfe (früher durch- 
schnittlich 1.350 DM) entfallen, weil 
inzwischen die Mitnahme des Hausrats 
jederzeit möglich wäre, ein Schaden also 
nicht eintritt. 

Was zur Zeit an Sonderleistungen für 
Übersiedler noch bleibt, ist minimal. Zur 
Zeit ist noch die sog. Überbrückungshilfe 
von 200 DM weiter zu zahlen, solange 
das Aufnahmeverfahren für Übersiedler 
beibehalten wird. Auch gibt es noch zins- 
verbilligte Einrichtungsdarlehen nach 
Bezug einer Wohnung (4.000 DM zu 4 % 
Zinsen/Jahr; Höchstbetrag 10.000 DM, z. 
B. für ein Ehepaar mit 5 Kindern). Es ist 
kaum anzunehmen, daß diese Leistungen 
für die Entscheidung zur Übersiedlung 
ursächlich sind. 

4. Weitere Leistungsanpassungen für 
DDR-Übersiedler, vor allem bei Renten, 
bei der Ausbildungsförderung oder bei 

Kredithilfen sind hinsichtlich ihres Für 
und Wider abzuwägen. 
Wir brauchen zwischen der Bundesrep 
buk Deutschland und der DDR aber 
besondere Regeln für „Pendler". Dies 
betrifft z. B. Personen mit Wohnsitz ifl 

der DDR und Arbeitsstelle in der Bufl' ^ 
desrepublik sowie Bundesbürger, die *•• 
im Auftrag eines westdeutschen Unter' 
nehmens in der DDR arbeiten. 
Um mißbräuchliche, z. B. doppelte N«1 

zung von Sozialleistungen, die DD«y   ^ 
Übersiedlern genauso wie Bundesbürg 
zustehen, auszuschließen, muß ein 
Melde- und Amtshilfeabkommen zW«' 
sehen der Bundesrepublik Deutschla«1 

und der DDR geschlossen werden. 
5. Die von der SPD geforderte sofort««6 

Abschaffung des Notaufnahmeverfa«1' 
rens ist nicht geeignet, auch nur eine 
Übersiedler dazu zu bewegen, in der    , 
DDR zu bleiben. Die Nachteile einer 
chen Maßnahme liegen auf der Han 
Mit einem sich weiter verstärkenden    . 
Zugang an Übersiedlern wäre zu re° 
Ohne das Aufnahmeverfahren ist ein 
sinnvolle Verteilung der Übersiedler ^ 
nicht möglich. Die Kommunen w^re,']hef 
einem unkoordinierten Zugang von     f 
Siedlern hoffnunglos überfordert. 

Wir haben in UiD 5/90 auf der Seite 
berichtet, daß die NRW-CDU in B& 
ein Büro zwecks Wahlkampf-Unters 
zung für die in der Allianz zusam«n    i 
schlossenen Parteien errichtet haD ^.ji 
daß der Geschäftsführer Dieter Le.nhefi' 
sei. Dabei war Herr Lehnen als «D' 
ger" Geschäftsführer der NRW-W»^ $ 
schaftsvereinigung bezeichnet w°r

h:sliß' 
ist es immer noch. Wir bitten das » 
rige" zu entschuldigen. 
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eue Serie: Was sagt die CDU 
zum Thema 

ein^er diesem Titel hat die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
men 

n^Ue Faltblatt-Serie aufgelegt. Als erstes sind die The- 
^eitl   Us^änder, Umwelt, Renten und Drogen erschienen; 
I>* folgen. 

,e FaltKi- Scher p      tter behandeln das jeweilige Thema in dialogi- 
den D..0rm> d. h. möglichst realistische Fragen, wie sie von 
Wer(j 

Ur§ern tatsächlich im politischen Gespräch gestellt 
Mit d-0' erna'ten eme prägnante, verständliche Antwort. 
bürg efe" Faltblättern drücken sie dem interessierten Mit- 
üern . *lne langwierige Abhandlung in die Hand, son- 
j,      lehen ihn quasi in ein Gespräch. 

^ tblatt: Was sagt die CDU zum Thema 
% , Usländer" - Besteli-Nr. 2214 
l'^mwelt"- Bestell-Nr. 2215 
% "Junten" -       Bestell-Nr. 2216 
\.^ .r°8en" -       Bestell-Nr. 2217 
Preis ?St.bestellmenge: je 50 Exemplare 
Best j       Exemplare: 15,— DM inkl. Vers. zzgl. MwSt. 

ISv    genan: 

Versandzentrum, Postfach 1328,4804 Versmold 
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Einheit 
kommt 

Das Tor zur Einheit ist weit aufgestoßen 
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Flugblatt 
und Plakat 

Unmittelbar nach dem Moskau-BesüJ 
des Bundeskanzlers hat die CDU-B^ 
desgeschäftsstelle als „CDU extra"e 

Flugblatt und ein Plakat mit der zen« 
Botschaft „Die Einheit kommt — 
Der Weg ist frei!" herausgebracht. 

• Flugblatt A3: 
Mindestabnahme: 250 Exemp1^ 
Preis pro Mindestabn.: 28,— °" 
Bestell-Nr. 1239 

• Plakat Al: 
Mindestabnahme: 50 Exemp'3^ 
Preis pro Mindestabn.: 30,— DM 

Bestell-Nr. 7238 
Alle Preise zuzügl. MwSt. inkl. Versand- 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum, ^ 
Postfach 1328,4804 Vers* 
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